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Beratung Datum Behandlung Ziel 

Verkehrsausschuss 15.04.2021 öffentlich Bericht 
 

Betreff: 

Keine E-Autos in Tiefgaragen und Parkhäuser 
Antrag der AfD-Fraktion vom 17.02.2021 

Bericht: 
 
Im Antrag vom 17.02.2021 wird gefordert, dass E-Autos nicht mehr in Tiefgaragen und 
Parkhäusern abgestellt werden sollen.  
 
Diese Gebäude müssen die baulichen Brandschutzanforderungen der Garagen- und 
Stellplatzverordnung (GaStellV) des Freistaats einhalten.  
 
Nach Aussage der Feuerwehr ist das Ablöschen von Akkubränden wohl etwas aufwändiger, 
aber grundsätzlich genauso möglich, wie bei konventionellen Fahrzeugen.  
 
Es gibt also keinen Grund dafür, das E-Autos nicht in Tiefgaragen und Parkhäusern parken 
dürften. 
 
 
 
 

1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
 

 Gesamtkosten       € Folgekosten       € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv       € davon Sachkosten       € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 
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Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 
(mit Ref. I/II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. I/II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von       Vollkraftstellen (Einbringung 

und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 

 

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
 

Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

 
  Ja       

 

4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen) 

   3. BM/FW 
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